
Staats- und Universitätsbibliothek Bremen

DFG Projekt Die Grenzboten

Die Grenzboten

Berlin u.a., 1841 - 1922

M.: Drinnen und draußen

urn:nbn:de:gbv:46:1-908



Drinnen und draußen 123

Drinnen ur
Deutschtum m Masuren. Nach Abfassung

meines Aufsatzes über „Die wirtschaftliche
Bedeutung der Abstimmungsgebietein Nr. 2,
wurden mir die Angaben über die Nationalität
der Nbstimmungstreisein Ost-und Westpreußsn
nach der Zahlung vom 1. Dezember 1910
zugänglich gemacht.Danach hat das Deutsch¬
tum in Masuren seit 1905, auf welches Jahr
sich die im Aufsatz mitgeteilten Verhältnis-
zahlen beziehen, sehr betrübliche Fortschritte
gemacht. Der Prozentsatz polnisch (bzw. ma-
surisch) sprechender Bewohner ist im Kreise
Ortelsburg von 76 auf 69, in Neidenbmg
von 70 auf 63, in Johamüsburg von 7»
auf 67, in Lyck von 56 auf 50, in Sens¬
burg von 54 auf 50 gefallen, so daß sich in
Lyck und Ssnsburg 1910 die beiden Natio¬
nalitäten die Wage hielten. Das Verhältnis
der Deutschen ist in Alleustein von 51 auf
57, in Osterode, von 54 auf 59, in Lätzen
von 58 auf 66, in Rössel von 85 auf 86
gestiegen. Über die Verhältnisse im Kreise
Oletzto, der ja zum Regierungsbezirk Gum-
binnen gehört, konnte ich keine neuen An¬
gaben erhalten. Von den westpreußischen
Kreisen ist nach der Zählung von 1910
Nosenberg jetzt zu 93, Marienwerder zu 63
v. H. deutsch, mährend das Verhältnis in
Murienburg und Stuhm daS gleiche geblieben
ist. lind dabei ist von Marienburg und
Marienwerder der größere Teil bereits zu
Polen geschlagen worden! Wie groß die
Zahl der im rheinisch-westfälischeu Industrie¬
gebiet lebenden Personen aus dein Ab¬
stimmungsgebiet bereits 1910 war, ergibt
sich aus folgenden Angaben. Im gesamten
Industriegebiet lebten danach 218 369 Ost-
Preußen, 94 714 Westpreußen, 153 187 Po-
sener und 31301 aus dem Bezirk Oppeln.
Die größere Hälfte der Ostpreußen stammt
ohne Zweifel aus Masuren, das von jeher
dem Kohlengebiet weit mehr Arbeiter zu¬
gesandt hat, als die höher entwickelte Nord¬
hälfte der Provinzen. In den Kreisen
Gelsenkirchen (Stadt und Land) lebten 40815,
in den Kreisen Dortmund 22 323, in
Bochum 11235, in Recklinghausen15 265,
in Buer 10 415, in Duisburg 5055 Ost-
Preußen. Die Zahl der Ooerschlefier war
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besonders groß in Dortmund und Gelsen- -
kirchen. Als Polnisch Sprechende wurden im
ganzen 247 023 bezeichnet, darunter nur
20 412 aus Ostpreußen. W. halbfaß

Unser Verhältnis zu den Deutschen in
Pole«. In einem beachtenswertenAbschieds¬
artikel schreibt die „Thorner Zeitung" vom
18. Januar: „Gott schütze Westpreußenl"
DaS sind die letzten Worte in dem KorpS-
befehl des Befehlshabers, mit dem er sich
von den deutschen Teilen Westpreutzens
verabschiedet, die an Polen fallen. Wir
werden Wünsche brauchen können, aber auch
Taten. In Berlin weiß man von den
Röten der Bevölkerung im abzutretenden
Geoiet nichts oder will nichts wissen. Die
NeichSregierungerließ einen Aufruf, in dem
sie anerkennt, daß uns hartes Unrecht ge¬
schieht, da uns das Recht der Selbstbestim¬
mung versagt geblieben ist, und drückt die
Hoffnung aus, daß auch uns eines Tages
dieses nationale Grundrecht zugesprochen
werden wird. Zum Schluß wird uns zu¬
gerufen: „Treue um Treue! Für das
Recht unseres Volkstums wollen wir mit¬
einander einstehenalle Zeit und mit ganzer
Kraft."

Das sind Worte, schöne und große Worts,
aber auch nichts mehr als Worte. Als die
Frage der Gleichstellung der polnischen
Valuta mit der deutschen auftauchte, wandten
sich viele deutsche Kaufleute an das Berliner
Auswärtige Amt mit der Bitte um Hilfe
oder Gegenmaßregeln. Denn die Gleich¬
stellung der polnischen Mark mit der deutschen
wird besonders bei Hhpothekenrsgelnngendie
schwersten nachteiligen Folgen nicht nur für
Deutsche, sondern natürlich ebenso auch für
Polen haben. Aber es geschah nichts zum
Schutze des deutschen Eigentums, man hat
uns auf dem verloreneu Posten aufgegeben!
In bitterer Scham müssen wir eS gestehen,
nicht nur bei dieser einen, sondern auch bei
so vielen anderen Gelegenheiten zeigte es
sich, daß man uns vergessen hatl Und darum
rufen wir heute, wo wir eS vielleicht zum
letztenmal noch öffentlich tun dürfen, denn
morgen kommen die Polen und mit ihnen
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der verschärfte Belagerungszustand, der
deutschen Negierung zu: „Vergeht uns nicht!
Ihr habt uns ermahnt, unser Geschick mit
Würde zu tragen und uns in das Unver¬
meidliche zu fügen. Wir wollen es tun,
wir fügen uns, wir haben die feste Abficht,
loyale polnische Staatsbürger zu werden!
Aber unsere kulturellen und wirtschaftlichen
Errungenschaften wollen wir behalten, und
darin müßt ihr in Berlin, ihr Deutschen im
ganzen Reich, unS unterstützen! Nicht durch
Worte oder durch hirnlose Provozierende
Proteste, wie es jüngst in Berlin geschehen
ist. Unterstütztuns durch Taten! Das ist
unser Wunsch, unsere flehende Bitte. Und
die Regierung kann es tun, wenn sie nur
will. Da ist zum Beispiel nur die Frage
der Ausweisung, mit der viele Deutsche hier
im abzutretenden Gebiete rechnen müssen.
Sollte sie in großem Maßstabe einsetzen, so
hat die deutsche Regierung es in der Hand,
durch Gegenmaßregelndem entgegenzuwirken.
Es leben viele Polen in Deutschland, denen
dasselbe Schicksaldrohen müßte, selbst an
den Zehntausenden in den westlichen Industrie¬
gebieten dürfte man nicht vorübergehen, da
durch die Arbeitslosigkeit in Deutschlandund
die baldig zu erwartende Rückkehr der Ge¬
fangenen Arbeitskräfte zum Ersatz vorhanden
sind. Die in Deutschland ausgewiesenen
Polen dürften wiederum das große Heer
der Polnischen Arbeitslosen vermehren und
dem polnischen Staate neue Lasten und neue
Sorgen bereiten. Im umgekehrten Falle
aber bitten wir die Regierung in Berlin,
ein wachsames Auge auf die vielen reaktio¬
nären höheren Beamten im deutschen Reich
zu richten, denen die von uns so oft ver¬
dammte Hakatistische Politik der früheren
Regierung so in Fleisch und Blut über¬
gegangen ist, daß sie sich noch heute nicht
von ihr frei machen können. Verurteilt
schonungslos jedes provozierende Verhalten
solcher Beamten gegen die Polen in Deutsch¬
land, so lange man uns hier in Ruhe
arbeiten läßt, zu unserem und zum Wohle
unseres neuen Vaterlandes. „Auge um
Auge. Zahn um Zahn,' aber nur. wenn
man uns hier im abzutretendenGebiet zuerst
angreift! Wir haben Organisationen ge¬
schaffen, die geeignet sind, das gesamte

Deutschtum im Polenreich ohne Unterschied
der Parteien zu vertreten. Bleibt in Fühlung
mit diesen, hört auf unsere Wünsche, trefft
keine Maßnahmen, ohne uns zu fragen,
arbeitet mit uns Hand in Hand! Nur so
ist es möglich, unser Deutschtum zu wahren,
nur so könnt ihr uns wirklich helfen!*

Aber nicht nur Forderungen, auch Pflichten
haben wir der deutschen Regierung gegen¬
über. Die erste, vornehmste ist es, unser
Deutschtum zu beweisen. Dazu wird uns
die Gelegenheit bald geboten werden, kurze
Zeit nach der Übergabe werden die Wahlen
zur Stadtverordneten-Versammlung, und nur
wenig später die zum Polnischen Landtag
stattfinden. Gerne erkennen wir an, daß das
der Freiheit entspricht, die der Polnische Staat
seinen Landeskindernzu gewähren versprochen
hat, selbst wenn die Wahlen unter dem
verschärften Belagerungszustand vor sich
gehen sollten. Von den deutschen Parteien
werden gemeinschaftlicheListen aufgestellt
werden, die Auswahl der Kandidaten wird
auf demokratischer Grundlage geschehen, alle
Parteirichtungen und Berufsinteressen werden
vertreten sein. Da ist es unbedingte Pflicht
jedes Deutschen, nicht nur sein Wahlrecht
auszuüben, das ist so selbstverständlich, daß
es hier nicht einmal mehr ausgesprochen
werden dürfte, sondern auch, daß man tätig
ist für die Wahl, daß man Wahlarbeit leistet
für das Deutschtum. Etwa doch noch vor¬
handene Säumige müssen aufgerüttelt, Un¬
entschiedene bearbeitet werden. Und das ist
nicht nur Männerarbeit, auch Frauen müssen
sich hierbei betättgen. Die Wahlen werden
wie die deutschen nach dem System der
Verhältniswahlen stattfinden, das gleiche,
allgemeine, aktive und Passive Stimmrccht
haben auch die Frauen. Hier können wir
nun beweisen, daß wir der Unterstützungder
deutschen Negierung, der Hilfe aus allen
Teilen unseres einstigen Vaterlandes wert sind:

Wählt alle ohne Ausnahme deutsch, be¬
weist der deutschen Regierung, daß ihr wert
seid der Unterstützung,die wir fordern!

Siidostturopäi,che Nationalitätenpolitik.
Die ideologische Forderung des Minoritäten¬
gesetzes in den verschiedenen FriedenSdiklaten
war bislang nicht mit Unrecht als eine
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nur immer gegen Deutschland und Deutsch¬
tum gerichteteAusmünzung Wilsonscher Ge-
dankenspielebetrachtet worden.

Mit einer gewissen Spannung haben
wir die innerpolitischen Wandlungen der
südosteuropäischen Staaten verfolgt, immer
noch in der leisen Hoffnung, aus von unS
kaum beeinflußbarenKonstellationendie An¬
näherung an den Minderheitsschutzgedanken
hervorgehen zu sehen.

Für die Tschechoslowakei scheint Ver¬
zicht geboten. Die Schulpolitik dieses
Staates bedeutet krasseste Vergewaltigung.
Zwar sind Verordnungen von der subjektiv
gutwilligen Tucszarregierung ergangen. Die
Tatsachen sprechen für sich. In Budweis
ist sdas während des Krieges mit Militär
belegte deutsche Lehrerseminar bis heute
nicht freigegeben worden. Die Turnhalle
überlieh man zum Überfluß an eine
tschechische Jugendorganisation als Vereins-
heim. — In einem kleinen Orte mit über¬
wiegend deutscher Bevölkerung ordnete der
tschechische Schulrat Schließung der Volks-
schule an und verwies die deutschen Schul¬
kinder an eine mehrere Wegstunden ent¬
fernte Gemeindeschule.Für sechs oder sieben
tschechische Schulpflichtige will man in dem
genannten Orte dafür eine eigene Schule
einrichten.

Die schärfsten Maßnahmen, die auch
kulturpolitisch von größter Bedeutung sind,
hat man gegen die deutsche Universität
Pr°g ergriffen, die damit praktisch aufgelöst
ist, ohne aber das Recht zu haben, mit ihrem
Lehrkörper und den erforderlichen Lehr¬
mitteln und Jnstitutseinrichtungen ge¬
schlossen in das deutschböhmischeGebiet
überzusiedeln. Zwar hat Masaryk seine
Unterschrist neueren Nachrichten zufolge ver¬
weigert, doch bleibt der starke nationalistische
Druck auf die Negierung bestehen.

Günstiger scheinen sich die Verhältnisse
in Ungarn gestallen zu wollen. Die Deutsch.
Ungarn warnen allerdings vor Überschätzung
der aus außenpolitischen Beweggründen er¬
lassenen Verordnungen. Wir beschränken
»ns deshalb auf objektive Wiedergabe. Graf
Apponhi, der Leiter der ungarischen Dele-
Sation, hat gegenüber Edmund SIeinacker,
einem angesehenen Führer der deutschen

Bewegung in Ungarn, ?urz »or seiner Ab¬
reise «rklirt, daß die von ihm selbst bisher
betriebene Nationalitätenpolitik nunmehr
fallen gelassen werden müsse. Er sei zu der
Überzeugung gekommen, daß nur eine im
weitgehendsten Maße liberale Nationalitäten-
Politik im ungarischen Interesse liege.

Der Hintergrund dieser Äußerungen ist
durchsichtig.UngarnhatteHoffnungen,Deutsch-
Ungarn zu behalten, wollte sich die Bevöl¬
kerung für eine Abstimmung sichern, wie es
auch gegenüber Slowaken, Rumänen und
Banciter Schwaben mit dem Zuckerbrotder
Selbstbestimmung arbeitete.

Apponyis Private Erklärungen liegen
Wochen zurück. Man wartet bis heute, daß
er sie vor der Öffentlichkeitvertritt.

Immerhin hat der Unterrichtsminister
inzwischen eine weitgehende Verordnung
über die Unterrichtsspracheerlassen, bemer¬
kenswerterweise zusammen mit dem in
deutschen Kreisen übel berüchtigten Minister
für die nationalen Minderheiten, dem Rene¬
gaten Jakob Bleyer.

Nach dieser Verordnung sind an den
Elementarschulen in der Muttersprache zu
lehren: Religion, Lesen, Schreiben und
Rechnen, die anderen Gegenstände können
auch in magyarischer Sprache behandelt
Werden, es sei denn, daß weniger als
zwanzig magyarischeSchulkinder vorhanden
find.

Man muß bedenken,daß .die deutschen
Minoritäten, wenn auch in Sprachinseln
verstreut, die von ihnen bewohnten Ort¬
schaften zahlenmäßig beherrschen. Sogar
für den Fall der Gemischtsprachigkeit inner¬
halb einer Gemeinde sollen die schon vor¬
handenen verschiedenen Schulen nach dem
Zahlenverhältnis der Bevölkerungselemente
aufgeteilt werden. Das bedeutet zum Beispiel
für Budapest die Überlassungvon mindestens
dreißig Elementarschulen an die Deutschen

Des Weiteren beschäftigt sich der Erlaß
mit der Schulvrganisation und ordnet die
Hinzuziehung von Fachleuten aus den
nationalen Minderheiten zu den Schul-
inspektoraten an.

Das Bedenken der Deutschen ist erklärlich
nach den bisherigen Erfahrungen mit der
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Durchführung des Sprachengesetzes von 18L9,
das immer auf dem Papier blieb.

Die jetzigen Maßnahmen werden und
von befreundeter deutsch-ungarischer Seite
erklärt als Antwort auf den von der Entente
ausgeübten Druck, als eine Verbeugung
gegenüber den Christlich-Sozialen in Deutsch-
Österreich, zu denen sich die Fäden wieder
reicher spönnen, als innerpolitische Maß¬
nahme zur Wahlpropaganda, da nur eine
auf breitester Grundlage zustande gekommene
Nationalversammlung nach dem Willen der
Entente über die Ratifikation des Friedens
abstimmen darf und man mitRecht Obstruktion
der Minoritäten fürchtet. F. L,

Die Stimmung in Südtirol. Im „Cor¬
ners della Sera" vom 28. Dezember ver¬
öffentlicht Ugo Ojetti einen langen Artikel
über die Stimmung in Südtirol, dem man
die Bestürzung über die Ergebnisse seiner
Untersuchung, sowie das nugenscbeinlich be¬
sonders in norditalienischen Handelskreisen
starke Verlangen nach einer annehmbaren
Regelung der Verhältnisse deutlich anmerkt.
Die Treue der Südtiroler zu Österreich, zu
Franz Joseph und dem Kaiserhause grenze
an Verrücktheit. Der italienische Sieg würde
von den Tirolern lediglich als Magenfrage
betrachtet und das Land ^hielte nach wie vor
zu Österreich. Schon auf der Trambahn
habe man ihm mit unangenehmer Deutlich¬

keit von allen Seiten „Franz-Josephs-Platz"
entgegen geschrien. Der Bürgermeister von
Bozen aber, Dr. Julius Perathoner, habe
geäußert: „Italien? Die italienische Frei¬
heit? Wir kennen sie nicht, wir wissen nichts
von ihr. Wir haben sie nie erfahren. Diese
ist Knechtschaft. Unter Österreich waren die
Südtiroler innerhalb unserer Grenzen vom
Brenner bis Saturn, von Toblach bis
Franzensfeste frei. Sagen Sie nicht ^,1to
^dixe (Oberetsch). Dieser Name ist eine
Erfindung des Herrn Tolomei. Er hat
niemals existiert. Sagen Sie Deutsch-Süd-
tirol. Ganz deutsch. Wir wollen unseren
Landtag. Wir wollen im eigenen Hause
befehlen, unsere eigenen Gesetze machen,
unsere eigenen Schulen haben. Unsere
Biüdcr wohnen nördlich des Brenner, nicht
südlich von Salurn. Die Trentiner sind
unsere Feinde. Sie sind es immer gewesen
und werden es immer bleiben." Ojetti
warnt dann vor überstürzten Maßnahmen
sowohl wie vor unentschiedenen und halben
Lösungen und erzählt von dem Fall einer
deutschen Schule, die 143 deutsche und 141
italienische Zöglinge zählte. Als man sie
durch eine italienische Schule ersetzen wollte,
hat die ganze oder fast die ganze Bevölkerung
erklärt, daß die deutsche Schule vollkommen
genüge und dem italienischen Lehrer, der
eilfertig herbeigeschafft worden war, wurde
jede Unterkunft verweigert. N.

Vücherschau
Wuldemar Oehlke, Geschichte der deutschen

Literatur. Bielefeld und Leipzig, Velhagen
u. Klasing, 1919, 442 S. Broschiert
10 Mark, geb. 18,60 Mark.

Der Verfasser, spricht auf Seite 421
seines gründlichen und gelungenen Werkes
die Vermutung aus, es werde eine kurz¬
gefaßte Literaturgeschichte eher von der Ju¬
gend als von dem reisercn Aller gelesen-
Zweifellos wird das im allgemeinen zu¬
treffen. Für sein Werk sei aber ausdrücklich

betont, daß es für jeden Kreis, für jede
Altersstufe geeignet ist, wenn sie darin nicht
allein Wegweiser, sondern vor allem eine
Anleitung zum selbständigen Erfassen einer
Dichterpersönlichkeit, eines Zeitabschnittes,
einer Einordnung in den gesamten Verlauf
der deutschen Literaturgeschichte und damit
in die Kulturgeschichte überhaupt suchen.
Denn das sind die beiden Hauptvorzüge
dieser trefflichen Arbeit, die sich damit als
unbedingt berechtigt zum Erscheinen be-
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